
DAS WICHTIGSTE
Informationen aus dem Steuerrecht

Der Bundesfi nanzhof (BFH) hat mit drei Grundsatzurteilen vom 11.11.2010, 
in denen es um die Besteuerung von Tankkarten, Tankgutscheinen und Ge-
schenkgutscheinen ging, zur Unterscheidung von Bar- und Sachlohn und 
in diesem Zusammenhang zur Anwendung der monatlichen Sachbezugs-
freigrenze von 44 € Stellung genommen. In den vom BFH entschiedenen 
Streitfällen ging es um folgende Sachverhalte: 

• Der Arbeitgeber hatte seinen Arbeitnehmern das Recht eingeräumt, auf seine Kosten 
gegen Vorlage einer Tankkarte bei einer bestimmten Tankstelle bis zu einem Höchst-
betrag von 44 € monatlich zu tanken, 

• Arbeitnehmer hatten von ihrem Arbeitgeber anlässlich ihres Geburtstages Geschenk-
gutscheine einer großen Einzelhandelskette über 20 € erhalten, 

• Arbeitnehmer durften mit vom Arbeitgeber ausgestellten Tankgutscheinen bei einer 
Tankstelle ihrer Wahl 30 Liter Treibstoff tanken und sich die Kosten dafür von ihrem 
Arbeitgeber erstatten lassen. 

Ob Barlohn oder steuerbegünstigte Sachbezüge vorliegen, ist nach Auffassung des BFH 
allein danach zu beurteilen, welche Leistung der Arbeitnehmer vom Arbeitgeber bean-
spruchen kann. Entscheidend ist, was der Arbeitnehmer vom Arbeitgeber auf Grundlage 
der arbeitsvertraglichen Vereinbarungen beanspruchen kann. Demgegenüber kommt es 
nicht darauf an, auf welche Art und Weise der Arbeitgeber den Anspruch erfüllt und sei-
nem Arbeitnehmer den zugesagten Vorteil verschafft. Des Weiteren ist es unerheblich, 
ob der Arbeitgeber zur Erfüllung dieses Anspruchs selbst tätig wird oder dem Arbeit-
nehmer gestattet, auf seine Kosten die Sachen bei einem Dritten zu erwerben. Deshalb 
liegen steuerbegünstigte Sachbezüge auch dann vor, wenn der Arbeitgeber seine 
Zahlung an den Arbeitnehmer mit der Aufl age verbindet, den empfangenen Geldbe-
trag nur in einer bestimmten Weise zu verwenden. 
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Hat der Arbeitnehmer dagegen Anspruch darauf, dass sein Arbeitgeber ihm anstelle der 
Sache den Barlohn in Höhe des Werts des Sachbezugs ausbezahlt, liegt auch dann kein 
Sachbezug, sondern Barlohn vor, wenn der Arbeitgeber den Sachbezug zuwendet. 

Die Oberfi nanzdirektion Münster teilt in einer Verfügung vom 17.5.2011 mit, dass sie die 
BFH-Rechtsprechung in allen offenen Fällen mit folgender Maßgabe allgemein anwen-
den will: Die Regelung in den Lohnsteuerrichtlinien, den geldwerten Vorteil bei einem 
Sachbezug mit 96 % des Endpreises anzusetzen, ist nicht anzuwenden, wenn deren 
Voraussetzungen nicht gegeben sind, weil kein Bewertungserfordernis besteht (z. B. bei 
nachträglicher Kostenerstattung, betragsmäßig begrenzten Gutscheinen, zweckgebun-
denen Geldzuwendungen). 

Verdeckte Gewinnausschüttungen sind Vermögensminderungen oder ver-
hinderte Vermögensmehrungen, die durch das Gesellschaftsverhältnis ver-
anlasst sind, sich auf das zu versteuernde Einkommen der Kapitalgesellschaft 
auswirken und in keinem Zusammenhang zu einer offenen Ausschüttung 
stehen. 

Eine Veranlassung durch das Gesellschaftsverhältnis wird angenommen, wenn die Kapi-
talgesellschaft ihrem Gesellschafter einen Vermögensvorteil zuwendet, den sie bei An-
wendung der Sorgfalt eines ordentlichen und gewissenhaften Geschäftsleiters einem 
Nichtgesellschafter nicht gewährt hätte. 

In diesem Zusammenhang ist das Finanzgericht Hamburg in seinem Beschluss vom 
22.3.2011 zu dem Ergebnis gekommen, dass im Zweifel eine verdeckte Gewinnausschüt-
tung auch dann vorliegt, wenn eine Gesellschaft ihren Gesellschafter-Geschäftsführern 
Darlehen zu einem festen Zinssatz gewährt und die Gesellschafterversammlung im Fol-
gejahr beschließt, den Zinssatz wegen veränderter „wirtschaftlicher Gegebenheiten“ zu 
reduzieren, ohne dass die Darlehensverträge eine Zinsanpassungsklausel enthielten oder 
sonstige besondere Gründe genannt werden, die auch einem fremden Dritten gegenüber 
eine Reduzierung des Zinssatzes gerechtfertigt hätten.

Grundsätzlich ist davon auszugehen, dass niemand ohne Weiteres auf vertraglich ver-
einbarte und damit tatsächlich geschuldete Zinsen verzichtet, auch nicht teilweise. 

Auch wenn die nach den Anstellungsverträgen, die eine Kapitalgesellschaft mit ihren 
beherrschenden Gesellschafter-Geschäftsführern abgeschlossen hat, vereinbarten mo-
natlichen Gehaltszahlungen tatsächlich nur (sehr) unregelmäßig erfolgten, sodass ins-
gesamt der Eindruck entsteht, die Gesellschafter-Geschäftsführer seien nicht monatlich 
entlohnt worden, sondern hätten sich vielmehr nach Bedarf „bedient“, kann dies der 
Rechtsprechung zufolge die Annahme verdeckter Gewinnausschüttungen rechtfertigen.

In drei Urteilen zur Behandlung von Unterhaltsleistungen an Angehörige im 
Ausland hat der Bundesfi nanzhof seine bisherige Rechtsauffassung, nach 
der die Bedürftigkeit einer unterstützten Person im Rahmen einer typisie-
renden Betrachtungsweise dem Grunde nach unterstellt werden konnte, 
aufgegeben. 

Vielmehr sei die Bedürftigkeit der unterhaltenen Person jeweils konkret zu bestimmen 
und könne nicht typisierend unterstellt werden. Insbesondere sei in jedem Einzelfall das 
Bestehen einer Erwerbsobliegenheit zu prüfen. Lediglich bei Unterhaltszahlungen an 
die im Ausland lebende haushaltsführende Ehefrau sei weder die Bedürftigkeit noch 
die Erwerbsobliegenheit der Ehefrau zu prüfen, da sich der zivilrechtliche Ehegatten-
unterhalt insoweit vom Verwandtenunterhalt unterscheide. 

Die anders lautende Bestimmung der Finanzverwaltung, wonach die Prüfung der Er-
werbsobliegenheit bei Unterstützung der im Ausland lebenden Ehefrau gefordert wird, 
wird von ihr nicht mehr angewandt.
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Unterhaltszahlungen an den im Ausland lebenden Ehegatten können jedoch weiterhin 
dann nicht berücksichtigt werden, wenn 

• dieser der nicht dauernd getrennt lebende und nicht unbeschränkt einkommensteuer-
pfl ichtige Ehegatte des Steuerpfl ichtigen ist und das Veranlagungswahlrecht aufgrund 
einer fi ngierten unbeschränkten Steuerpfl icht des Ehegatten im Ausland besteht, oder 

•  dieser der geschiedene oder dauernd getrennt lebende Ehegatte des Steuerpfl ich-
tigen ist und der Sonderausgabenabzug aufgrund der Zahlung an den beschränkt 
steuerpfl ichtigen EU-/EWR-Auslandsehegatten vorgenommen wird. 

Mit dem Jahressteuergesetz 2010 wurde „klarstellend“ geregelt, dass erhal-
tene Stückzinsen zu versteuern sind. Dabei ist auf den Zufl uss der Stückzin-
sen abzustellen. Damit unterliegen nach Einführung der Abgeltungsteuer 
auch die Stückzinsen der Besteuerung, die man für Wertpapiere erhalten 
hat, die bereits vor dem 1.1.2009 angeschafft wurden.

Beim Finanzgericht (FG) Münster ist nunmehr ein Klageverfahren anhängig, in dem vom 
Kläger geltend gemacht wird, dass es sich bei der Änderung des Einkommensteuerge-
setzes nicht um eine gesetzliche Klarstellung, sondern vielmehr um die Schaffung eines 
rückwirkenden Steuertatbestandes handeln würde. 

Nach einem Schreiben der Oberfi nanzdirektion Münster bestehen keine Bedenken, ent-
sprechende Einspruchsverfahren ruhen zu lassen, sofern die Einspruchsführer ihren Ein-
spruch auf das anhängige FG-Verfahren stützen. Aussetzung der Vollziehung will sie 
jedoch nicht gewähren.

Das Finanzgericht Düsseldorf (FG) hatte einen Fall zu entscheiden, in dem 
sich ein Steuerpfl ichtiger bei einem gemeinsamen Urlaub mit seiner Frau in 
der Türkei eine neue Brille zum Preis von 690 € anfertigen ließ, weil seine 
bisherige Brille im Urlaub beschädigt worden war. Bei seiner Einreise nach 
Deutschland benutzte er den „grünen“ Ausgang für anmeldefreie Waren. 

Nach einer Zollkontrolle setzte das Hauptzollamt unter Anwendung eines pauschalier-
ten Abgabensatzes von 17,5 % Einfuhrabgaben von 120,75 € gegen ihn fest, da die 
anmeldepfl ichtige Freigrenze von 430 € überschritten war. Das Hauptzollamt erhob 
außerdem einen Zuschlag von 120,75 €, da der Kläger mit der erworbenen Brille den 
„grünen“ Ausgang für anmeldefreie Waren und nicht den „roten“ Ausgang für einfuhr-
abgabenpfl ichtige Waren benutzt hatte. 

Das FG bestätigte das Entstehen einer Zollschuld, da die Brille aus der Türkei in das 
Zollgebiet der Europäischen Gemeinschaft verbracht wurde und der Wert der Brille die 
Freigrenze der Einreise-Freimengen-Verordnung überschritten hat. Eine Aufteilung des 
Warenwerts auf ihn und seine Frau und damit eine Verdopplung der Wertgrenze ist nicht 
möglich. Die Wertgrenze steht nur jedem Reisenden einzeln zu.

Das Baden-Württembergische Finanzgericht (FG) hat entschieden, dass eine 
private Auktion auf der Internetplattform „Ebay“ unter bestimmten Voraus-
setzungen den Verkäufer zur Abführung von Umsatzsteuer verpfl ichtet.

Ein Steuerpfl ichtiger versteigerte über einen Zeitraum von etwa dreieinhalb Jahren auf 
„Ebay“ mehr als 1.200 Gebrauchsgegenstände und erzielte hieraus Einnahmen zwischen 
20.000 € und 30.000 € jährlich. Damit lag er erheblich über dem Grenzbetrag, bis zu 
dem bei Anwendung der sog. Kleinunternehmerregelung im Regelfall keine Umsatzsteu-
er anfällt (jetzt: 17.500 € im Kalenderjahr). 
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Fälligkeitstermine: Umsatzsteuer (mtl.), Lohn- u. Kirchenlohnsteuer, 
Soli.-Zuschlag (mtl.) 

10.8.2011

Gewerbesteuer, Grundsteuer 15.8.2011

Sozialversicherungsbeiträge 29.8.2011

Basiszinssatz: 
(§ 247 Abs. 1 BGB)

seit 1.7.2011 = 0,37 %  1.7.2009 – 30.6.2011 = 0,12 %, 1.1.2009 – 30.6.2009 = 1,62 %
Ältere Basiszinssätze fi nden Sie im Internet unter: http://www.bundesbank.de/info/info_zinssaetze.php

Verzugszinssatz: 
(§ 288 BGB)

Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: 
Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern: 

Basiszinssatz + 5-%-Punkte
Basiszinssatz + 8-%-Punkte

Verbraucherpreisindex: 
2005 = 100 

2011: Mai = 110,5; April = 110,5; März = 110,3; Februar = 109,8; Januar = 109,2; 
2010: Dezember 109,6; November = 108,5; Oktober = 108,4; September = 108,3
Ältere Verbraucherpreisindizes fi nden Sie im Internet unter: http://www.destatis.de – Wirtschaft aktuell – Preisindizes

Bitte beachten Sie, dass dieses Informationsschreiben eine individuelle Beratung nicht ersetzen kann! Eventuelle Änderun-
gen, die nach Ausarbeitung dieses Informationsschreibens erfolgen, werden erst in der nächsten Ausgabe berücksichtigt. 
Trotz sorgfältiger und gewissenhafter Bearbeitung aller Beiträge übernehmen wir keine Haftung für den Inhalt.

Das FG hat die Besteuerung der Verkäufe als zutreffend angesehen. Der Steuerpfl ichtige 
ist als Unternehmer im Sinne des Umsatzsteuergesetzes anzusehen. Dies setzt voraus, 
dass es sich um eine nachhaltige Betätigung handelt. Hiervon ist nach Ansicht des Ge-
richts bei einer derart intensiven und auf Langfristigkeit angelegten Verkaufstätigkeit 
auszugehen. Diese sei mit erheblicher Intensität betrieben worden und habe einen nicht 
unerheblichen Organisationsaufwand erfordert. Darauf, dass das Auftreten nicht dem 
eines klassischen Händlers entsprochen habe, weil die Ware nicht schlicht „durchgehan-
delt“ wurde, komme es nicht entscheidend an.

Anmerkung: Die Revision beim Bundesfi nanzhof ist zugelassen worden und unter dem 
Aktenzeichen IX R 4/11 anhängig. Das Finanzgericht Niedersachsen kommt in seinem 
rechtskräftigen Urteil vom 16.9.2010 zu dem gleichen Ergebnis.

Seit dem 1.7.2011 sind von dem sog. „Reverse-Charge-Verfahren“ auch die 
Lieferung von Mobilfunkgeräten und integrierten Schaltkreisen wie. z. B. 
Mikroprozessoren betroffen, wenn die Summe der Entgelte im Rahmen eines 
wirtschaftlichen Vorgangs mindestens 5.000 € beträgt. 

Bei der Lieferung dieser Gegenstände an einen Unternehmer schuldet der Leistungsemp-
fänger – und nicht mehr der leistende Unternehmer – die Umsatzsteuer. Steuerschuld 
und Vorsteuerabzug fallen somit beim Leistungsempfänger zusammen.

Anmerkung: Diese Änderung gilt für alle Lieferungen, die nach dem 30.6.2011 ausge-
führt werden.

Die Finanzverwaltung setzt die Grunderwerbsteuer, hinsichtlich der Frage, 
ob die Heranziehung der Grundbesitzwerte als Bemessungsgrundlage für 
die Grunderwerbsteuer sowie die hierfür maßgeblichen Feststellungen der 
Grundbesitzwerte und Feststellungen der Besteuerungsgrundlagen verfas-
sungsgemäß ist, vorläufi g fest. 

Die Vorläufi gkeitserklärung erfolgt aus verfahrenstechnischen Gründen. Sie ist nicht da-
hin zu verstehen, dass die Heranziehung der Grundbesitzwerte als Bemessungsgrundla-
ge für die Grunderwerbsteuer als verfassungswidrig angesehen wird. 

Sollte aufgrund einer diesbezüglichen Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts oder 
des Bundesfi nanzhofs diese Steuerfestsetzung aufzuheben oder zu ändern sein, wird die 
Aufhebung oder Änderung von Amts wegen vorgenommen; ein Einspruch ist nach einem 
Erlass der obersten Finanzbehörden der Länder daher insoweit nicht erforderlich.
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